
Geraten Behinderte und ihre
Familien in der DDR durch
die ins Haus stehende Über-
nahme der BRD-Gesetze ins
soziale Abseits? Diese Sorge
vieler Betroffener, die ein Va-
ter dieser Tage auf einem Se-
minar der Berliner Vereini-
gung „Lebenshilfe für Men-
schen mit geistiger Behinde-
rung" e. V. aussprach, konnte
keiner der geladenen Westber-
liner Experten so recht ent-
kräften. Im Rehabilitations-
zentrum Mitte in der Alm-
stadtstraße hatten sich Eltern
und Betreuer geistig Behin-
derter aus unserem Teil der
Stadt mit ihnen zusammenge-
setzt, um so viel wie möglich
über das dort gültige System
der beruflichen und sozialen
Rehabilitation Behinderter zu
hören, sich Klarheit über das
zu verschaffen, was rasant auf
uns zurollt.

Staatliche Mittel fließen in
der BRD und Westberlin fast
ausschließlich über sechs Spit-
zenverbände der Wohlfahrts-
pflege in die Betreuung Be-
hinderter, konnte man erfah-
ren. Auch, daß die Anerken-
nung als Schwerbehinderter
wie* auch die Zahlung von So-
zialhilfe und Pflegegeld dort
ausführlicher schriftlicher An-
träge und langwieriger Prü-
fungen bedarf.

Klar wurde es ausgespro-
chen: Den Betroffenen wird
beim Durchschauen des
komplizierten bürokratischen
Systems der BRD und bei der
Wahrung ihrer Rechte k e i -
ner helfen. Der Rat der
Weddinger Stadtbezirksrätin
für Gesundheit und Umwelt,
Frau Dorothea Falje-Rygg, das
vorhandene soziale Netz zu er-
halten, Behindertenbeiräte zu
schaffen (der Behindertenbe-
auftragte ist vom Magistrat
mit Blick auf den Senat ge-
rade gestrichen worden!!) und
sich in gemeinnützigen Ver-
einigungen zwecks Interessen-
vertretung und Beratung mit
Fachleuten zusammenzu-
schließen, schien mir unter
den gegebenen Umständen das
einzig Vernünftige, um dem
sozialen Abstieg zu begegnen.
Es sollte nicht nur Sache der
Vereinigung „Lebenshilfe"
und der Rehabilitationszen-
tren sein, sondern von jedem
unterstützt werden, der sich
den Schwächsten in unserer
Gesellschaft verpflichtet fühlt.
Das meint

QUERDENKER. In der Reihe
„Querdenker" sprechen Jutta
Dittfurth und Vera Wollenberger
zum Thema Ökologie und Antl-
kapitälismus am heutigen Diens-
tag, 19 Uhr, in der Koppen-
straße 38/40.
KINDERDORF. Im Kinderirei-
zeitheim und Bauspielplatz
„Menzeldorf" in der Menzel-
straße 5/7 kann gespielt und ge-
baut werden, Gartenarbeit, Tier-
beobachtung und Ausflüge wer-
den ebenfalls angeboten. Das
Schöneberger „Menzeldorf" hat
folgende Öffnungszeiten: Montag
bis Donnerstag von 12 bis 19 Uhr
und Freitag bis 18 Uhr.
BOWLING. Das Bowlingzentrum
im SEZ ist seit gestern bös 28. Juni
wieder geöffnet: von 14 bis 24
Uhr (mit eingeschränkter gastro-
nomischer Versorgung). Reser-
vierungen von Bowlingbahnen
sind noch unter der Telefonnum-
mer 43 28 33 21 möglich.
DISKUSSION. Die Arbeitsge-
meinschaft „Studium und Wis-
senschaft" der Berliner PDS lädt
ein zu einer Diskussionsrunde zur
Berliner Wissenschaftsland-
schaft/Stand und Perspektiven
am Mittwoch <um 18 Uhr (Größer
Saal der ehemaligen Bildungs-
stätte Französische Straße 35).
CITYLAUP. Am letzten Sonntag
vor den großen Ferien (8. Juli)
veranstaltet der SCC seinen
City lauf • über 10 km „Mit dem
SCC in die Ferien" auf dem
Kudamm. DDR-iLäufer können
sich noch für Ostmark beim Läu-
ferbund, Getraudenstraße 10/12,
Berlin, 1020, Tel. 210 9106 (Ste-
fan Senkel), anmelden.

Neues Forum, UFV, VL, Stu-
dentenrat der Humboldt-Uni,
DJ und IFM haben für

zu einer Volksversammlung
im Lustgarten aufgerufen.

Erheben wir unsere Stimme
gegen eine Annexion der DDR,
gegen ihre Kolonialisierung.
Wehren wir uns gegen den
Abbau von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit.

Das Präsidium des Partei-
vorstandes und der Bezirks-
vorstand Berlin der PDS ru-
fen alle Mitglieder und Sym-
pathisantinnen auf, sich an
der Volksversammlung zu be-
teiligen.

Die Rathaustore blieben gestern
nachmittag fest verschlossen,
aber den Stadträten — so sie nicht
gerade wie der OB in Westberlin
weilten — muß es in den Ohren
gedröhnt haben: lautstarke For-
derungen nach Rücknahme des
undemokratischen Beschlusses
zur Befristung von Arbeitsver-
trägen; Sprechchöre, den Rück-
tritt des Stadtrates für Inneres,
Knüger, fortfernid; Pfiffe, atts nach
20minütiger Wartezeit gegen
Ende der Kundgebung aus dem
OB-Sekretariat lediglich verlau-
tete, es komme niemand runtert
weil niemand da sei. Und immer
wieder Beifall, wenn Redner
deutlich machten, wie die Pro-
testwelle gegen die Willkürmaß-
nahme des Magistrats Kreise
zieht: Der Deutsche Bühnenver-
ein (BRD) hat protestiert, das
Deutsche Theater, gerade in Wien
zu Gast, erhob seine Stimme. Bei-
fall auch für den Kabarettisten
Dietrich Kittner, der den Ver-
sammelten den Rat gab, sich ge-
gen die Anfänge der Berufsver-
bote zur Wehr zu setzen. „Die

Sache stinkt", brachte er die all-
gemeine Auffassung auf den
Punkt

Das mit Recht geschmähte Pa-
pier des Magistrats hat schon
„Ableger". Erregt, empört hörten
die Kundgebungsteilnehmer, daß
im Rathaus Pankow ein Frage-
bogen kursiert, in dem die Mit-
arbeiter auch aufgefordert wer-
den, ihre Parteizugehörigkeit
samt Datum des Ein- bzw. Aus-
tritts mitzuteilen.

Einhellig verurteilt wurde die
Absicht des Magistrats, einen
Keil zwischen die mehr oder
minder Betroffenen zu treiben.
So wurde ein Brief des OB be-
kanntgegeben, in dem es heißt,
der Beschluß betreffe nicht
„Künstler der Theater". Darauf
Albert Hetterle, Intendant des
Maxim Gorki Theaters: Ich war
einer derjenigen, die bislang be-
troffen waren — aber ich bin hier
aus Solidarität mit allen, die es
angeht. Der Beschluß muß voll*
ständig weg, das ist die eindeu-
tige Forderung vor dem Roten
Rathaus.

(ADN). Rund 350 Werktätige von
Stern-Radio haben am Montag
ganztägig gestreikt. Die Mitarbei-
ter der Laufwerksmontage, ein
Bereich der Recorderfertigung,
forderten von der Betriebs-
leitung klare Aussagen zur Ent-
wicklung der Abteilung. Nach-
drücklich fragten sie, warum ein
von der Bereichsleitung Anfang
Mai vorgelegtes Konzept für die
Umwandlung in eine GmbH bis-
her nicht behandelt wurde.

Schon seit Tagen hatten die
Mitarbeiter der Laufwerks-
montage kaum noch Arbeit. Die
Arbeitsplätze der dort in zwei
Schichten Tätigen, . vor allen

Frauen, sind in Gefahr. Die ohne-
hin angespannte Situation bei
Stern-Radio mit seinen 2600
Werktätigen wurde Ende vergan-
gener Woche durch die Äußerung
von Wirtschaftsstadtrat Elmar
Pieroth, der Betrieb sei nur noch
für Büro- und Lagerräume gut,
weiter vercchärft. Empört fragten
die Mitarbeiter, wo der von Pie-
roth bei seinem Betrieb vor
Pfingsten angebotene Experten-
stab bleibe, der bei der Umwand-
lung in GmbH helfen sollte.

Für Dienstag morgen hat rieh
der amtierende Betriebsdirektor
in der Wirtschaftsabteilung des
Magistrats angesagt.

Eine makabre Losung? Ein makabrer, Beschluß, der Unsicherfieit
schürt. Proteste vor dem Roten Rathaus ND-Foto: Ulli Winkler

Sieh da, die Friedrichstraße ist
viel, viel länger, als wir dachten:
Vorn, an der DDR-Zufahrt zu
dem, was „Checkpoint Charlie"
zu nennen sich eingebürgert
hatte, gibt es jetzt einen langen
freien Blick. Die undurchsichtige
Copilit-Glaswänd und die sin-
nige Blumenrabatte sind abge-
baut. Drüben steht der eigent-
liche „Checkpoint Charlie": die
schmalbrüstige Baracke auf dem
Mittelstreifen, in der sich drei
Mann von den französisch- und
englischsprechenden Alliierten
aufhalten. „English please",
sagt der Sergeant von der US-
Army, weil: Bei der Hitze will
er wohl nicht deutsch radebrechen.
Wann die Baracke fällt? „Mein
Rang ist zu niedrig" — um das

sagen zu können. Bis vor ein
paar Monaten mußte sich hier
jeder Alliierte kontrollieren und
registrieren lassen. Ins Museum
soll die Bude, heißt es. Zumin-
dest wäre das für Kran und
Tieflader kein Problem.

Wann also entschwebt die Ba-
racke, und wann also fällt die
ausgedehnte GÜSt auf der DDR-
Berliner Seite. Ihr Leiter, Oberst-
leutnant Günther Moll, der seine
Tage als Offizier der Grenztrup-
pen gezählt sieht — weil sie dem
Innenministerium unterstellt
werden und künftig als Grenz-
schutz fungieren —, kann nichts
Bestimmtes sagen, was die Kon-
trollbaracke der Alliierten an-
langt. „Sie akzeptieren uns
nicht", also gibt's keine Infor-
mationen. So viel weiß der

Oberstleutnant: Die DDR-Gren-
zer beginnen am 2. Juli mit der
Demontage des „Rückbaus" ab
dem weißen Strich, der jetzt in
der Mitte der Friedrichstraße
verläuft und dort endet, wo frü-
her der berühmte Querstrich
aufgemalt war, an dem sich der
riesige USA-Tank und der VP-
Offizier so historisch gegenüber-
standen. Ab heute, Dienstag,
aber fallen schon die Schlag'
bäume und Prellböcke, die im
GÜSt-Bereich aufgestellt waren.

Wann bauen denn die Alliier-
ten nun ab? Kuno Heintsch,
Erster Polizeihauptkommissar
von „drüben": „Stichtag ist
Freitag, heißt es." Uhrzeit? Ein
Kollege in Zivil: „Nach grober
Planung 10 oder 20 Uhr."

Bald müssen sie Abschied nehmen vom aHJlerten Kontrollpunkt Checkpoint Charlie: v. I. n. r. der Brite
Terenoe Paul Winn, der Franzose Denis"Gemon und d«r US-Amerikaner Michael Rafferty

Foto:ADN/Bau«r

(ADN). Gegen die Tilgung der
Namen ermordeter Antifaschisten
von Straßen und öffentlichen
Einrichtungen wandte sich mit
Entschiedenheit das Komitee der
Antifaschistischen Widerstands-
kämpfer der DDR. Wie in einem
Schreiben des Komitees am Mon-
tag mitgeteilt wird, habe der Ber-
liner Magistrat dafür sogar eäne
Liste von 160 Straßennamen vor-
bereitet. In verschiedenen Teilen
der DDR geschehe ähnliches.

„Das Auslöschen der Namen
unserer ermordeten Kämpfer ge-
gen den Faschismus bedeutet, sich
von ihnen und ihrem mutigen Le-
ben und Sterben abzuwenden,
von denen, die gekämpft und ge-
litten haben, die unter dem Fall-
beil, im Gas, an der Erschie-
ßungsmauer oder im Kampf für
Spaniens Freiheit, für die Ehre
und Wüide Deutschlands ihr Le-
ben gaben. Mit der Tilgung ihrer
Namen würden die antifaschisti-
schen Grundsätze zerstört werden
die auch in dieser Regierung deut-
lich erklärt wurden", heißt es in
dem Schreiben. Vielen in der DDR
seien diese Namen Beispiel für
saubere, ehrliche und aufrechte
Gesinnung geworden, sie dürften
nicht in einen Topf mit denen ge-
worfen werden, die diese Gesin-
nung verraten hätten.

(ND). Ein Bürgerreferat öffnete
am Montag erstmals die Tür zu
Zimmer 76 im Roten Rathaus.
Fünf Mitarbeiterinnen sollen sich
hier der Anliegen von Bürger-
innen annehmen, die an den
Oberbürgermeister herangetra-
gen werden. Ohne Anmeldung
kann man montags, dienstags und
freitags von 9 bis 12 Uhr und
donnerstags von 16 bis 18 Uhr
seine Sorgen auf den Tisch legen.
Was mit diesen dann allerdings
wird, ist offen. Auskunft nach
der ersten Sprechstunde: Die An-
liegen werden gesammelt.

EWA wohnt seit kurzem in der
Prenzlauer Allee 6. Obwohl bei
„Ihr" am Mittwoch Cafe-offener
Tag angesagt war (bisher nur
montags und mittwochs von 14
bis 20 Uhr), blieb die Lokalrepor-
terin an diesem Nachmittag der
einzige Gast.

Startschwierigkeiten im bisher
größten OstberlLner Frauenzen-
trum, das der Erste Weibliche
Aufbruch (EWA) gemeinsam mit
fünf weiteren Frauengruppen aus
dem Prenzelberg aufbaut. Die
Ursachen dafür liegen dort wie
andernorts vor allem in der zer-
mürbenden Tippel-Tappel-Tour
durch die Instanzen, in diesem
Fall den Magistrat In seiner
nachgeordneten Einrichtung fehlt
es an Planstellen, an Geld u. a.

In Prenzelberg heißt das Gei-
steskind sozial-kulturelles Zen-
trum. Sowohl das Cafe als auch
die Räume in der 5. Etage bieten
dafür phantastische Möglichkei-
ten.

Auf dem sozialen Gleis fahren
die Initiatorinnen zur Zeit noch
Schmalspur. Mit großer Resonanz
angelaufen sind Diskussionsrun-
den zum Staatsvertrag und zu
Rechtsfragen. Krisenberatung
über ein soziales Kontaktbüro
scheitert gegenwärtig noch an
einem Telefon.

Auf der kulturellen Strecke be-
gannen schon einige Zirkel zu
arbeiten; Nähere Informationen
zu allen Veranstaltungen über
4 36 49 69. Neben Literatur über
den Feminismus wurde ein Ar-
chiv über die Frauenbewegung
unserer Tage zusammengetragen.
Bibliothek und Archiv öffneten
am Montag.

Verschwinden die Frauen nach
ihrem herbstlichen Aufbegehren
wieder von der politischen Bild-
fläche? - Persönliche Berichte
dazu sind in der Prenzlauer Allee
6 an der richtigen Adresse.

(ADN). Angesichts zunehmender
Gewalttätigkeit von Jugendban-
den in Westberlin hat sich die
dortige SPD für ein politisches
Konzept zur Lösung dieses Pro-
blems eingesetzt. Ein blinder
Aktionismus und der Ruf nach
der Polizei, wie ihn CDU und
Republikaner propagieren, schüre
nur die Ausländerfeindlichkeit,
sagte der ausländerpolitische
Sprecher der SPD, Eckhardt Bar-
thel, am Montag auf einer Pres-
sekonferenz. An diesen Banden
seien höchstens 60 Prozent aus-
ländische Jugendliche beteiligt.
Zu den Ursachen von Gewaltbe-
reitschaft, die heute oft schon im
Kindergarten auftrete, und von
wachsendem Rechtsradikalismus
gehöre das Gefühl von Ausgren-
zung und Perspektivlosigkeit

Laut Klaus Dürr, Mitglied des
Innenausschusses des Abgeordne-

tenhauses, seien allein in den er-
sten drei Monaten dieses Jahres
rund 600 Straftaten von Jugend-
banden registriert worden. Klaus
Lohe, jugendpolitischer Sprecher
der SPD, verwies auf ein „Ge-
samtkonzept Jugendarbeit", das
in nächster Zeit zusammen mit
Ostberlin erarbeitet werden sol-
le. Petra Merkel, Vorsitzende des
Schulausschusses der Fraktion,
bezeichnete es als besonders un-
glaubwürdig, wenn diejenigen,
die an gewalttätigen Filmen und
Kommerzfernsehen verdienen,
jetzt mit spitzen Fingern auf die
zeigten, bei denen die Saat auf-
geht. Kritik übten die SPD-Ver-
treter erneut am neuen Bonner
Ausländergesetz, das zu großer
Unruhe und Ausgrenzungsangst
unter den Betroffenen geführt
habe.

PAPESTRASSE. Auf 50 Millio-
nen DM werden die Kosten für
die umfangreiche Neugestal-
tung des S-Bahnhofs Pape-
straße veranschlagt Zur Inbe-
triebnahme des S-Bahn-Süd-
rings soll der 1905 errichtete
Bahnhof teilweise umgebaut
bzw. neu gebaut werden. Da-
durch wird er seine historische
Funktion als Umsteigebahn-

, hof zwischen der Ringbahn-
' linie S 4 und den Vorortlinien
S 2 und S 6 wiedererlangen.
Geplant ist, die beiden bisOfing
getrennten Bahnsteige zu
einem Kreuzungsbauwerk
übereinanderzuschieben, wobei
das neugotische Empfangsge-
bäude erhalten bleibt In der
Umgebung der Station werden
Grünanlagen im Rahmen der
Buga-Planung geschaffen, das
Gewerbe gefördert sowie Woh-
nungen gebaut

Zehn Architekten hatten sich
an einem Bauwettbewerb be-
teiligt Baubeginn für den
neuen S-Bahnhof Papestraße
ist hoch in diesem Herbst; mit
der Fertigstellung wird im
Laufe des Jahres 1992 gerech-
net

ERKLÄRUNG. Der Vorstand
des Ringes Politischer Jugend
e. V. beschloß folgende Erklä-
rung: Die Aufhebung des
NPD-Verbots für Berlin (W)
durch die Alliierten nehmen
wir mit großem Befremden zur
Kenntnis. Insbesondere in
einer Zeit ansteigender rechts-
extremistischer, neonazisti-
scher und fremdenfeindlicher
Aktivitäten und Jugendban-
den ist dies als politisches Si-
gnal in die falsche Richtung
zu sehen. Soweit hierfür die
Rechtsangleichung zum Bun-
desgebiet als Begründung an-
geführt wird, kritisieren wir,

'daß nicht einmal eine erneut«
Oberprüfung in Betracht gezo-
gen wurde, ob die NDP als
NS-Nachfolgeorganisation nach
Artikel 21 GG für das gesamte
Wahlgebiet zu verbieten ist.

BAUFACHMESSE. Bauwirt-
schaft, Baustoffhandel, Ban-
ken und Versicherungen wer«
den am 7. und 8. Juli 1990 in
der Dynamo-Hiale zeigen, was
sie dem privaten und öffent-
lichen Bauwilligen und dem

Renovierer und Sanierer an-
bieten können. Die vom Ver-
anstalter angebotenen 160
Ausstellungsstände sind bis
auf wenige Ausnahmen aus-
gebucht. Interessenten an be-
zugsfertigen Standeinheiten
können sich noch beim Veran-
stalter Winckler & Partner,
Abteilung Messe, Friwaldauer
Weg 27 in 1000 Berlin 45, Tele-
fon 6 39 80 45 oder 8116162,
melden.

BEDEZEIT. Im Reinicken-
dorfer Bezirksparlament soll-
die Redezeit nach Fraktions-
stärke beschränkt werden: AL
und REP je sechs Minuten,
CDU zwölf und SPD 13. Gegen
diese Entscheidung des Ge-

schäftsordnungsausschusses
will AL-Fraktionsführer Oli-
ver Schruofeneger klagen:
„Diese Lösung ist undemo-
kratisch und rechtlich nicht
durchsetzbar" und: „Wir las-
sen uns von den großen Par-
teien nicht über den Tisch
ziehen." Sinn der Beschrän-
kungen soll es sein, Langzeit-
debatten im Parlament zu
unterbinden.

SCHLOSSPARK. Akute Ge-
fahr droht dem Schloßpark
in Biesdorf. Das an der
Fernverkehrstraße 1/5 gele-
gene 14 Hektar große Areal
mit seinem wertvollen Alt-
baumbestand verfällt, die zah-
lenmäßig dominierenden Bu-
chen sterben. Starke Luftver-
schmutzung durch Abgase
und das Heizkraftwerk Rhin-
straße mit seiner Müllver-
brennungsanlage könnten in
absehbarer Zeit auch anderen
Baumarten sowie Sträuchern
das Aus bringen. Belastet
wird die mehr als 100jährige
Parkfläche außerdem durch
kulturelle und sportliche
Massenveranstaltungen.

Eine Interessengemein-
schaft mit den häufigsten
Nutzern wie Volksbildungs-
einrichtungen und Verband
der Kleingärtner, Siedler und
Kleintierzüchter (VKSK) er-
arbeitete eine Konzeption zur
Erhaltung der unter Denk-
malschutz stehenden Anlage.
Danach soll der ehemalige
Sommersitz der Fabrikanten-
familie Siemens in alter
Schönheit wiedererstehen.

Einstwellen wurde die
Teilnehmerzahl an den Fe-
rienspielen beschränkt, Mas-
senläufe abgesetzt, das Par-
ken von Fahrzeugen verboten.
Kulturprogramme sind künf-
tig nur noch auf der Freilicht-
bühne gestattet. Der VKSK
muß sich für seine Internatio-
nale Rassehundeschau ein
anderes Domizil suchen.

FOTOSCHAU. „Von Krenz
zu Kohl" ist der Titel einer
Ausstellung, die seit Montag
in der Panoramastraße am
Alexanderplatz zu sehen ist
In einem ehemaligen BVG-
Doppeldeckerbus präsentiert
die (Westberliner Geschichts-
werkstatt Arbeiten von 17
Fotografinnen aus Ost und
West. Die Fotos zeigen Szenen
am Rande der Ereignisse an
den ersten Tagen nach der
Maueröffnung. Kommentiert
wurden diese Bilder mit Slo-
gans aus den Volkskammer-
und Kommunalwahlen im
Frühjahr 1990. Die Exposition
ist bis zum 1. Juli täglich von
12 bis 17 Uhr geöffnet. Vom
3. bis 6. Juli parkt das mobile
Museum in Westberlin an der
Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-

kirche.

Diese zwei Männer (siehe
Foto) aus Berlin (West) prellen
in Ostberliner Gaststätten die
Zeche. In der Tanzbar des Hotel
„Adria" in Berlin-Mitte blieben
die beiden Täter 184,20 M schul-
dig. Hinweise zu den Personen
bitte an das Kriminalamt Berlin-
Mitte, Tel. 43 23 42 34.

Sofort einsatzbereite Lastkraft-
wagen aus Beständen der VP
werden am kommenden Don-
nerstag ab 10 Uhr auf dem Hof
der Kaserne Basdorf verkauft.
Die Preise für die LKW liegen
zwischen 3000 und 7000 Mark.
Der Verkauf erfolgt nur gegen
Barzahlung.

Das Kriminalamt Berlin-Lichten-
berg öffnet am Mittwoch um
10 Uhr in der Rathausstraße 12

eine Beratungsstelle zur Vorbeu-
gung von Einbruchdiebstählen.
Ausgestellt ist Sicherungstech-
nik für Wohnungen und Ge-
schäfte. Als zusätzlicher Service
werden Kauf sowie Einbau von
Sicherungstechnik angeboten.

Ein unbekannter Mann lock-
te am Sonntag zwei Jun-
gen (8, 9) in eine Wohnung in der
Ackerstraße (Mitte). Dort fesselte
er sie und mißbrauchte sie
sexuell. Der Täter hatte die Kin-
der wegen einer Hilfeleistung an-
gesprochen und dafür Geld gebo*
ten. Das Kriminalamt Berlin-
Mitte ermittelt und nimmt Hin-
weise unter Tel. 43 23 42 34 ent-
gegen.

Am Sonntag gegen 1.30 Uhr ent-
riß ein unbekannter Täter in
Lichtenberg, Ho-Chi-Minh-
Straße, Höhe Leninallee, einer
26jährigen von hinten die Hand-
tasche mit 360 M Bargeld. Einen
Tag zuvor hatte ein bis jetzt
ebenfalls unbekannter Täter in
Pankow, Prenzlauer Prome-
nade 173, einer 76jährigen Rent-
nerin die Handtasche geraubt.
Der Täter schlug der Frau mit
einer leeren Flasche auf den
Kopf und entriß ihr die Tasche.

In den Rathauspassagen wurde
ein 47jähriger Mann am späten
Freitagabend durch Unbekannte
nach dem Verlassen der Gast-
stätte „Bowlingzentrum" von
hinten angegriffen und bis zur
Bewußtlosigkeit gewürgt. Die
Täter entwendeten seine Geld-
börse mit 1800 M Bargeld sowie
seinen Goldring und die Arm-
banduhr.

ABGEORDNETE. Für mehr
Transparenz bei den Entschei-
dungen des Bezirksamtes hat
sich der Bürgermeister von
Berlin-Weißensee, Gert Schil-
ling (SPD), am Montag auf der
zweiten Tagung der Bezirks-
verordnetenversammlung aus-
gesprochen. In einem Bericht
zur Lage im Territorium for-
derte er ferner eine gründliche
Bestandsaufnahme der Woh-
nungen bis hin zum Flächen-
nutzungsplan, um das Konzept
Bauen und Wohnen realisieren
zu können. Der Bereich Ge-
sundheits- und Sozialwesen sei
umstrukturiert und eine eigene!
Abteilung Soziales geschaffen
worden. In den vergangenen
fünf Monaten konnten 368 Ge-
werbegenehmigungen erteilt
werden. Die Vergabe von 52
staatlichen Gebäuden, darunter
Ein- und Mehrfamilienhäuser
sowie Grundstücke, an Privat«
hand wird von einer Kommis-
sion des Bezirksamtes über-
prüft. Noch immer warte das
Bezirksamt auf die Übergabe
des ehemaligen MifS-Gelbäu-
des in der Liebermannstraße.

Soziales Netz
erhalten

Aufruf
zur Volks-
versammlung

Laßt uns diesem
Aufruf folgen!

Sind das Anfänge
der Berufsverbote ?

Magistrat will
160 Namen tilgen,

Bürgerreferat im
Roten Rathaus

SPD- West fordert Konzept
gegen Jugendbanden
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Ihre LILLIAN SCHÜLER

Von KLAUS WEBER

Von JOCHEN GENERAL

SABINE SCHULZ

Raubüberfälle

EINE SICHT

BERLIN UND UMGEBUNG Dienst*«, 19. Juni 1990

STADTUMSCHAUDemonstration gegen den Magistratsbeschluß zur Befristung von Arbeitsverträgen_M:
WEISSENSEE

REINICKENDORF

SPANDAU MARZAHN

Streik bei Steffi-Radio

Checkpoint ab heute ohne Schlagbaum, Antifa-Komitee:

CHARLOTTENBÜRG

TIPS

MITTE

HOHEN-
SCHÖNHAUSEN

POLIZEINACHRICHTEN

Zechpreller unterwegs

Kinder mißbraucht

Frauenzentrum im Prenzelberg

Erster Weiblicher Auf bruch

Mittwoch, um 20 Uhr,

VP verkauft LKW

Kripo-Beratungsstelle

brang
Highlight


